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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller— inſpektor Roloff den Charakter als 
gnädigſt geruht, Kanzleirat 

den nachgenannten Beamten des Mini- zu verleihen. 
ſteriums für Handel und Gewerbe bei 
dem Übertritt in den Ruheſtand und zwar 
dem Geheimen Regiſtrator, Kanzleirat Beim Miniſterium für Handel und Ge— 
Schwerin den Charakter als Geheimer werbe iſt der Bureau⸗Diätar Fiedler zum 
Kanzleirat und dem Geheimen Kanzlei- Geheimen Regiſtrator ernannt worden. 
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III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


1. Handelsverkehr. 
Betr. Ausfuhr von Waren nach Fraukreich. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 5 
Berlin W. 66, den 27. März 1905. 


Der franzöſiſche Finanzminiſter hat neuerdings dahin entſchieden, daß ſolche aus⸗ 
ländiſche Erzeugniſſe, die den Auſchein des franzöſiſchen Urſprunges erwecken könnten, bei 
der Einfuhr unbedingt neben dem Worte „importé“ noch den Namen des Urſprungslandes 
in deutlicher und dauerhafter Weiſe aufgeprägt, eingeſtempelt oder dergleichen tragen 
müßten. Die Beſtünmung iſt ſofort in Kraft getreten ohne Friſtgewährung für die 
Fabrikanten⸗ und Handelskreiſe. N 1 m 1 

Die entſprechende Verſtändigung der beteiligten heimiſchen Kreiſe ſtelle ich Ihnen 
anheim. 

In Vertretung. 


IIb 2862. Lohmann. 


An die Handelskammern, kaufmänniſchen Korporationen und den Deutſchen Handelstag. 
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2. Schiffahrtsangelegendeiten. 

Betr. Befördernug gefährlicher Güter in Kauffahrteiſchiffeu. 
Polizeiverordnung, betreffend die Abänderung der Polizeiverordnung über die 
Beförderung gefährlicher Güter in Kauffahrteiſchiffen vom 17. September 1896. 

Auf Grund des § 136 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883 (G. S. S. 230) erlaſſe ich die nachſtehende Polizeiverordnung: 
Sl 
In 8 5 der Polizeiverordnung, betreffend die Beförderung gefährlicher Güter in 
Kauffahrteiſchiffen, vom 17. September 1896 wird als Abſatz 5 das Nachſtehende eingefügt: 
„Die Beſtimmungen der Abſätze 3 und 4 gelten auch für Schwefelkohlenſtoff 
in Mengen von höchſtens 5 kg“. 
Die Beſtimmung tritt am Tage der Verkündigung in Kraft. 
Berlin, den 22. März 1905. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
In Vertretung. 
Lohmann. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. £ 
Berlin W. 66, den 22. März 1906. 


Eure Exzellenz erſuche ich, die vorſtehende Polizeiverordnung, betreffend die Ab⸗ 
änderung der Polizeiverordnung über die Beförderung gefährlicher Güter in Kauffahrtei⸗ 
ſchiffen vom 17. September 1896, durch die Amtsblätter der beteiligten Regierungen ver⸗ 
öffentlichen zu laſſen und mir je ein Belegsblatt einzureichen. 

Zugleich beſtimme ich, daß die Prüfungen der Behälter für Schwefelkohlenſtoff auf 
Feſtigkeit, Dichtigkeit der Lötung und Sicherheit des Verſchluſſes in derſelben Weiſe aus- 
zuführen ſind, wie es hinſichtlich der Gefäße für Benzin in meinem Erlaß vom 25. April v. J. 
(MBl. S. 110) beſtimmt worden iſt. Dieſe Vorſchrift iſt zugleich mit der Polizeiverorduung 
bekannt zu geben. 

In Vertretung. 
IIb 2188. Lohmann. 


An die Herren Oberpräſidenten in Königsberg, Danzig, Stettin, Schleswig, Hannover und 
Coblenz. 


3. Sonſtige Angelegenheiten. 
Vorſchriften über den Verkehr außerdeutſcher Auswanderer über die preußiſche Grenze. 

Zur Regelung des Verkehrs außerdeutſcher Auswanderer über die preußiſche Grenze 
wird hierdurch das Nachſtehende angeordnet; 

Der Eintritt in das preußiſche Staatsgebiet iſt nur dann zu geſtatten, wenn die Aus— 
wanderer einen mit einer in Deutſchland konzeſſionierten Schiffahrtsgeſellſchaft abgeſchloſſenen 
Paſſagevertrag zur Fahrt nach einem außerdeutſchen Ausſchiffungshafen, eine Eiſenbahn⸗ 
fahrfarte bis zum Einſchiffungshafen und ausreichende Barmittel beſitzen, welche ihre Auf— 
nahme an dem Reiſeziel oder im Fall ihrer dortigen Zurückweiſung die Rückbeförderung 
in die Heimat gewährleiſten. Hierzu iſt wie bisher bei geſunden und nicht gebrechlichen 
Perſonen von mehr als 10 Jahren eine Summe von je 400 /, bei jüngeren Perſonen 
eine Summe von je 100 x. für erforderlich zu halten. 

Alle außerdeutſchen Auswanderer, welche dieſe Bedingungen nicht erfüllen, haben eine 
Regiſtrierſtation zu paſſieren, wie ſolche zurzeit in Myslowitz und Ratibor beſtehen. 

Die Einrichtung und der Betrieb dieſer Regiſtrierſtationen richtet ſich nach den hier— 
über ergangenen beſonderen Beſtimmungen. 

Inſoweit in anderen deutſchen Bundesſtaaten Regiſtrierſtationen nach denſelben Grund⸗ 
ſätzen eingerichtet ſind, genügt das Paſſieren dieſer Stationen auch für die Durchbeförderung 
durch das diesſeitige Staatsgebiet. 
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Die vorſtehenden Beſtimmungen finden keine Anwendung auf die Auswanderer, welche 
die ruſſiſch-preußiſche Grenze und die dortigen Kontrollſtationen paſſieren. Hinſichtlich dieſer 
Auswanderer verbleibt es lediglich bei den bisherigen Vorſchriften. 

Im übrigen treten dieſe Beſtimmungen unter Aufhebung aller entgegenſtehenden früheren 
Anordnungen für alle außerdeutſchen Auswanderer in Kraft ohne Unterſchied, ob dieſe von 
inländiſchen oder ausländiſchen Schiffahrtsgeſellſchaften befördert werden. 


Berlin, den 20. September 1904. 


Der Miniſter des Innern. Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. Im Auftrage. 
von Kitzing. von der Hagen. 


Zu IVe 5097 M. d J. 
Berlin, den 16. März 1905. 

Im Verfolg der Vorſchriften über den Verkehr außerdeutſcher Auswanderer über die 
preußiſche Grenze vom 20. September 1904 wird hierdurch bekannt gegeben, daß am 
22. d. Mts. eine fernere Regiſtrierſtation in Bingerbrück, Regierungsbezirk Coblenz, eröffnet 
wird. Da außerdem von der Königlich Sächſiſchen Regierung eine Regiſtrierſtation in 
Leipzig errichtet iſt, ſo beſtehen ſolche nunmehr in Myslowitz, Ratibor, Leipzig und 
Bingerbrück. 


Der Miniſter des Innern. Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. In Vertretung. 
von Kitzing. Lohmann. 


IVe 3664. — M. f. H. u. G. IIb 2495. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Organiſation des Handwerks. 
Betr. Geſelleuprüfungen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 25. März 1900. 

Da die Mitgliedſchaft bei einer freien Innung durch eine Verlegung des Gewerbe— 
betriebes aus dem Innungsbezirke nicht verloren geht, wenn dies im Innungsſtatute nicht 
beſonders vorgeſehen iſt, ſo können die Lehrlinge eines Meiſters, der ſeinen Gewerbebetrieb 
aus dem Innungsbezirke herausverlegt hat, ſowohl vor dem Prüfungsausſchuſſe der Innung, 
der der Meiſter angehört, wie auch vor dem Prüfungsausſchuſſe der Handwerkskammer, in 
deſſen Bezirke der Betrieb verlegt iſt, die Geſellenprüfung ablegen. Sie haben in dieſem 
Falle zwiſchen den beiden zuſtändigen Prüfungsausſchüſſen die Wahl. 

Eine Auderung der für den Handwerkskammerbezirk N. erlaſſenen Geſellenprüfungs⸗ 
ordnungen ſcheint mir hiernach nicht erforderlich zu ſein, indes ſtelle ich Ihnen die Ent— 
ſcheidung hierüber anheim. 

Im Auftrage. 
Neuhaus. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


IILa 1057. 


2. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Betr. polizeiliche Verfügungen auf Grund des $ 120d Gewd. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 21. März 1905. 

Ich ſehe mich veranlaßt, darauf aufmerkſam zu machen, daß in Ziffer 199 Abſ. 1 der 
Ausführungsanweiſung zur GewO. vom 1. Mai 1904 die Anhörung des zuſtändigen Medizinal 
beamten nur für den Fall vorgeſchrieben ift, daß die Ortspolizeibehörde, ohne dazu vom 
Gewerbeinſpektor veranlaßt zu fein, eine polizeiliche Verfügung gemäß $ 120 d der GewO. 
erlaſſen will, und nur wenn dieſe Verfügung zur Durchführung der im § 120 Abſ. 2 der 
Gewd. enthaltenen Grundſätze dienen ſoll. Dagegen iſt eine Anhörung des Medizinal— 
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beamten nicht erforderlich in dem in Ziffer 199 Abſ. 2 der Ausführungsanweiſung vom 
1. Mai v. 38. behandelten Falle, wo die Ortspolizeibehörde von dem zuſtändigen Gewerbe⸗ 
inſpektor um den Erlaß einer polizeilichen Verfügung zur Durchführung der in den §§ 120 a 
bis 1206 der GewO. enthaltenen Grundſätze erſucht wird. Einem ſolchen Erſuchen hat die 
Ortspolizeibehörde, wenn ſie keine Bedenken zu erheben hat, ohne weiteres binnen 2 Wochen 
zu entſprechen; anderenfalls hat ſie dieſe Bedenken in der bezeichneten Friſt dem Gewerbe⸗ 
inſpektor mitzuteilen. Aber auch wenn kein Erſuchen des Gewerbeiuſpektors vorliegt, kann 
die Ortspolizeibehörde ihre Verfügungen ohne Anhörung des Medizinalbeamten erlaſſen, 
falls dieſe der Durchführung der im § 120 a Abſ. 1, 3, 4, §§ 120b und 120% der GewO. 
enthaltenen Grundſätze dienen, während die Auhörung des Gewerbeinſpektors auch für 
ſolche Fälle in Ziffer 199 Abſ. 1 der Ausführungsanweiſung vom 1. Mai v. Is. ausdrücklich 
vorgeſchrieben iſt. 

Im Auftrage. 
IIIa 2871. Neuhaus. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


3. Gewerbeauſſicht. 
Betr. Aufgaben der Gewerbeaufſichtsbeamten. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 21. März 1905. 

Die Ausführungen in dem Berichte ſind geeignet, Mißverſtändniſſe über die Auf⸗ 
gaben und die Tätigkeit der Gewerbeaufſichtsbeamten hervorzurufen. Denn es wäre einer⸗ 
ſeits nicht zu billigen, wenn die Gewerbeaufſichtsbeamten die Namen von Arbeitern, die 
ſich mit Beſchwerden über Mängel der gewerblichen Betriebsſtätten an ſie gewandt haben, 
ohne deren ausdrückliche Zuſtimmung zur Kenntnis der Arbeitgeber brächten. Die Gewerbe- 
aufſichtsbeamten haben anderſeits die Beſchwerden der Arbeiter über die in § 139 b der 
Gewerbeordnung bezeichneten Angelegenheiten, die zu ihrer Kenntnis kommen, auch wenn 
dies auf ſchriftlichem Wege, durch die Tagespreſſe oder durch die Verhandlungen öffentlicher 
Verſammlungen geſchieht, ausnahmslos zu unterſuchen und, ſoweit ſich dabei Mißſtände 
herausſtellen, für deren Abſtellung Sorge zu tragen. 

Ich nehme zwar an, daß nach dieſen bekannten Grundſätzen auch im dortigen Re⸗ 
gierungsbezirke ſchon ſeither verfahren iſt. Mit Rückſicht auf die mißverſtändliche Faſſung 
des erwähnten Berichts ſehe ich mich jedoch veranlaßt, ſie ausdrücklich in Erinnerung 
zu bringen. 

Im Auftrage. 
Ila 2274. Neuhaus. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


4. Arbeiterverſicherung. 
a) Krankenverſicherung. 
Betr. Streitigkeiten gemäß § 57 b des K. V. G. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 

80 Berlin W. 66, den 27. März 1905. 

1 Ihre Entſcheidung vom 9. Oktober 1904, betreffend die Krankenverſicherungspflicht der 
N. in L. hebe ich auf und erſuche Sie unter Wiederbeifügung der Beſchwerde, in eine 
erneute Prüfung der Angelegenheit einzutreten. 

Bei der Entſcheidung iſt zu berückſichtigen, 

1. daß es ſich um einen Anſpruch eines Ortsarmenverbands gegen eine Ortskranken⸗ 
kaſſe handelt und den Ortsarmenverbänden das Recht auf Herbeiführung einer 
Eutſcheidung nach § 57 b des Krankenverſicherungsgeſetzes nicht zuſteht, 

2. daß eine Entſcheidung auf Grund des § 57b ſich nicht auf die Verſicherungspflicht 
einzelner Perſonen, ſondern nur auf die Zugehörigkeit der Geſamtheit der 
verſicherungspflichtigen Perſonen eines Gewerbebetriebs zu einer Krankenkaſſe und 
nur auf die Zukunft erſtrecken kann, 
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3. daß ein Autrag der beiden ſtreitenden Ortskrankenkaſſen, über die Zugehörigkeit 
der in dem fraglichen Betrieb in L. beſchäftigten Perſonen zu einer der beiden 
Kaſſen für die Zukunft nach § 57b zu entſcheiden, nicht vorliegt. 
In Vertretung. 
IIa 1316. Lohmann. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


b) Juvalidenverſicherung. 
Betr. Aufrechnungsbeſcheinigungen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 24. März 1905. 

Nach Mitteilung des Reichs-Verſicherungsamts haben von den preußiſchen Landes 
Verſicherungsanſtalten nur ſieben Ihrem Vorſchlage, die unbeſtellbar gebliebenen Auf⸗ 
rechnungsbeſcheinigungen nach einjähriger vergeblicher Aufbewahrung an die zuſtändige 
Landes⸗Verſicherungsanſtalt abzugeben, zugeſtimmt. Die übrigen ſechs Anſtalten haben ſich 
gegen den Autrag ausgeſprochen mit der Begründung, daß durch die Aufbewahrung eine 
erhebliche Mehrarbeit entſtehen würde, daß die zur Verfügung ſtehenden Räume für die 
Aufbewahrung nicht ausreichen und daß eine geſetzliche Verpflichtung, die von den beteiligten 
Verſicherten nicht abgeholten oder ihnen nicht zuſtellbaren Aufrechnungsbeſcheinigungen auf: 
zubewahren, nicht beſtehe. Das Reichs⸗Verſicherungsamt hat unter dieſen Umſtänden davon 
abgeſehen, wegen Aufbewahrung der Aufrechnungsbeſcheinigungen eine entſprechende An— 
weiſung an die Landes⸗Verſicherungsanſtalten ergehen zu laſſen. Da beim Fehlen einer 
geſetzlichen Beſtimmung kein Anlaß vorliegt, den Polizeibehörden die Verpflichtung zur 
Aufbewahrung der erwähnten Beſcheinigungen aufzuerlegen, ſo ermächtigen wir Sie hiermit, 
die in Verwahrung genommenen Aufrechnungsbeſcheinigungen ein Jahr nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem ſie eingegangen ſind, zu vernichten. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage. In Vertretung. 
Neuhaus. v. Biſchoffshauſen. 


IIIa 2662 M. f. H. — 10 219 M. d. J. 


An den Herrn Polizeipräſidenten in N. und zur gleichmäßigen weiteren Veranlaſſung an 
die Herren Regierungspräſidenten. 


V. Gewerbliche Uuterrichtsaugelegenheiten. 


Fachſchulen. 
Betr. Studienreifen der Lehrkräfte an kunſtgewerblichen Fachſchuleu, Haudwerker⸗ und Knuſt⸗ 
gewerbeſchulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 23. März 1905. 

In die Etats der ſtaatlichen kunſtgewerblichen Fachſchulen ſowie der in dem Erlaſſe 
vom 5. Juli v. J. (IIIb 4689) bezeichneten ſtaatlich unterſtützten Handwerker⸗ und Kunſt⸗ 
gewerbeſchulen find für das nächſte Etatsjahr Fonds zu Studienreiſen der Lehrkräfte auf- 
genommen worden. Es kommen zur Zeit in Betracht 

die gewerbliche Zeichen⸗ und Kunſtgewerbeſchule in Aachen, 
Kunſtgewerbe- und Handwerkerſchule in Cöln, 
- z - - Magdeburg, 
„ - Charlottenburg, 
Kunſtgewerbeſchule in Düſſeldorf, 
Handwerker- und Kunſtgewerbeſchule in Elberfeld, 
- : Barmen, 
Crefeld, 
Erfurt, 
5 - a „ Hannover, 
R - Altona, 


Anlage 
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die Handwerkerſchule in Halle a/ S., 
- z - Breslau, 
Hildesheim, 
= Dortmund, 

Kunſtgewerbe- und gewerbliche Zeichenſchule in Caſſel, 
Zeichenakademie in Hanau, n 
Provinzial⸗Kunſt⸗ und Gewerkſchule in Königsberg / Pr., 
keramiſche Fachſchule in Bunzlau, 

z e „Höhr. 

Wegen der Verwendung der Fonds beſtimme ich, in der Vorausſetzung der geſetzlichen 
Bereitſtellung der erforderlichen Mittel, bis auf weiteres folgendes: 


1. Zum Beginn eines jeden Etatsjahres, erſtmalig zum 15. Mai d. J, iſt mir eine 
Vorſchlagsliſte nach beifolgendem Muſter einzureichen. 


2. Von den zur Verfügung ſtehenden Mitteln kann etwa ein Drittel für unvorher⸗ 
geſehene Fälle zurückgeſtellt werden. Für derartige Fälle will ich die Genehmigung zur 
Ausführung von Reiſen, — ſofern es ſich nicht um Reiſen außerhalb des Deutſchen Reichs 
handelt —, Ihnen übertragen. Auf ſolche Reiſen haben übrigens die Vorſchriften dieſes 
Erlaſſes Anwendung zu finden. Über die Verwendung iſt mir jedesmal für das ablaufende 
Jahr bei Vorlegung der Vorſchlagsliſte für das neue Jahr zu berichten. 

3. Außer dem Direktor und den Lehrern können in geeigneten Fällen auch an den 
Schulen tätige Meiſter Studienreiſen unternehmen. 

4. Die Reiſezeit iſt nach Möglichkeit in die Schulferien zu legen; iſt dies ausnahms⸗ 
weiſe nicht durchführbar, ſo bleibt, wenn durch die Vertretung beſondere Koſten entſtehen, 
über deren Bereitſtellung zu berichten. Staatsgelder dürfen zur Deckung dieſer Koſten der 
Regel nach nicht in Anſpruch genommen werden. g 

5. Als Reiſebeihilfen ſind, namentlich wenn es ſich um künſtleriſche Studienreiſen 
handelt, in mäßiger Höhe gehaltene Pauſchalentſchädigungen zu gewähren. Die Bemeſſung 
dieſer Entſchädigungen hat ſich zwar in erſter Linie nach der Dauer der Reiſen und den 
zurückzulegenden Entfernungen zu richten, es ſind jedoch jedesmal die geſamten in Betracht 
kommenden Verhältniſſe zu berückſichtigen, wobei nicht außer acht zu laſſen iſt, daß die 
Reiſen auch im Intereſſe der Lehrkräfte ſelbſt liegen. Für Reiſen von kürzerer Dauer zum 
Beſuche von Ausſtellungen, Konferenzen und dergleichen können als Reiſekoſten den Direktoren 
und Lehrern die Fahrkoſten in der zweiten, den Meiſtern diejenigen in der dritten Eiſenbahn⸗ 
wagenklaſſe — gegebenenfalls die Beträge einer Rückfahrkarte oder eines Rundreiſeheftes — 
und als Zehrungskoſten den erſteren ein Betrag bis zur Höhe von täglich 12 M, den 
letzteren ein ſolcher bis zur Höhe von täglich 6 / gewährt werden; bei Reiſen außerhalb 
des Deutſchen Reiches iſt eine Erhöhung dieſer Sätze bis auf 18 M bezw. 9 . zuläſſig. 
Die Geſamtvergütung iſt ſtets auf volle Mark abzurunden. 

6. Die von den Direktoren und Lehrern auf ihren künſtleriſchen Studienreiſen ange⸗ 
fertigten Skizzen und Studienarbeiten wünſche ich kennen zu lernen. Sie wollen mir die 
bezeichneten Arbeiten jedesmal nach beendigter Reiſe unterbreiten und, ſofern überdies auf 
Verlangen des Schulvorſtandes oder aus eigenem Antrieb auch ein Reiſe bericht erſtattet 
worden iſt, letzteren gleichfalls vorlegen. 

7. Die Beſtimmung über die Art der Verwendung der bei einzelnen Kompatronats⸗ 
ſchulen von den Gemeinden etwa allein bereit geſtellten Mittel zu Studienreiſen bleibt den 
betreffenden Gemeinden ſelbſt überlaſſen. 

8. Erfordern in Einzelfällen Studienreiſen infolge ihrer Ausdehnung und Dauer einen 
ſo erheblichen Koſtenaufwand, daß zu deſſen Deckung die Fonds in den Anſtaltsetats nicht 
ausreichen oder zweckmäßigerweiſe nicht wohl in Anſpruch genommen werden können, ſo 
ſind, ſofern die Gewährung ſtaatlicher Beihilfen in Frage kommt, jedesmal beſondere Auträge 
zu ſtellen. Die etwaige Beteiligung des Staates an den Koſten ſolcher Reiſen für Angeſtellte 
an Kompatronatsanſtalten muß ich indes grundſätzlich davon abhängig machen, daß die 
Gemeinden wenigſtens die Hälfte der Koſten tragen. 


Im Auftrage. 
IIIb 767. Neuhaus. 


e. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


Anlage: 
UÜUberſicht 
über 
die Verwendung des im Etat der 
in 
vorgeſehenen Fonds zu Studienreiſen der Lehrkräfte. 
e u... ell. 
2. Davon werden für unvorher⸗ 
geſehene Fälle zurückgeſtellt . M. 
— ge nn m 
LI Name Zweck und Ziel Zeit der 
* und der Ausführung 
Nr. Amtsſtellung. Reiſe. der Reiſe. 
15 2. 3. 2 4. 
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Tage. rund. Ferien? aufgebracht? 
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Betr. Kurſus für Lehrer in der küuſtleriſchen Schrift. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 28. März 1905. 

Ju der kunſtgewerblichen Erziehung iſt bisher zwar der Unterricht in der künſtleriſchen 
Schrift in mehr oder weniger großem Umfange berückſichtigt worden, allein es ift für dieſes 
Lehrgebiet weder ein leicht anwendbarer und Erfolg verſprechender Unterrichtsgang entwickelt, 
noch auch in allen Fällen ſeine Bedeutung als Unterrichtsgegenſtand gehörig gewürdigt worden. 

Abgeſehen von der Wichtigkeit, die eine nähere Kenntnis der künſtleriſchen Grundſätze 
der Schrift für diejenigen Berufszweige hat, die umnittelbar auf ihre Anwendung an— 
gewieſen find (Lithographen, Schildermaler, Steinbildhauer, Drucker und Setzer), wohnt 
dem Studium der Schrift auch eine nicht zu unterſchätzende Bedeutung vom Standpunkte 
der allgemeinen Kunſterziehung inne, indem eine künſtleriſchen Grundſätzen entiprechende 
Schrift die erſten, ſich leicht darbietenden Geſichtspunkte über Flächenverteilung, Abwägung 
der Maſſen in der Fläche und über Kompoſition in Schwarz und Weiß vermittelt und 
zugleich in hohem Maße geſchmacksbildend wirkt. Auch iſt es einerſeits für jeden, der ſich 
zeichneriſch betätigt, notwendig, daß er in der Handhabung der Schrift Geſchick und Ge— 
wandtheit zeige, wie es anderſeits von Wichtigkeit iſt, daß der Sinn für Klarheit, Leſer⸗ 
lichkeit und edle Form der Schrift entwickelt werde. Schließlich hat die Kenntnis des 
urſächlichen Zuſammenhangs der Schriftarten und ihrer Abhängigkeit von den Eigenſchaften 
des Materiales und des Schreibwerkzeugs für jeden Künſtler ein allgemeines Intereſſe. 

Um den erziehlichen Wert der Schrift in größerem Umfange zur Geltung zu bringen, 
iſt es geboten, zunächſt geeigneten Lehrkräften an kunſtgewerblichen- und Handwerkerſchulen 
Gelegenheit zu geben, ihre Kenntnis und Fertigkeit in der Handhabung der Schrift zu ver⸗ 
tiefen und zugleich ihre Anſchauungen über die etwa einzuſchlagenden Wege zur Erteilung 
des Schriftunterrichts zu klären und zu erweitern. 

Ich habe daher in Ausſicht genommen, einen gemeinſamen Kurſus von ſolchen Lehrern, 
denen die Erteilung von Unterricht in der Schrift an Kunſtgewerbe-, Handwerker- oder 
ähnlichen Lehranſtalten zufällt, oder demnächſt zufallen ſoll, in der Zeit vom 1. bis 
20. Mai d. Is. an der Kunſtgewerbeſchule in Düſſeldorf unter Leitung des Direktors 
Profeſſor Peter Behrens zu veranſtalten. Der Kurſus ſoll ſich erſtrecken auf Vorträge 
über die Entwickelung und die geſtaltenden Grundſätze der verſchiedenen Schriftarten und 
auf Übungen in lateiniſcher und deutſcher Schrift mit den verſchiedenen Schreibwerkzeugen 
(Quellſtift, Kielfeder, Pinſel) ſowie auch in geſchnittner Schrift, ferner auf Ubungen im 
Anpaſſen der Schrift an Druckſtöcke, im Zeichnen von Initialen und Buchſchmuck ſowie im 
Typenſatz und Buchſtabendruck auf der Preſſe mit Verwendung ſelbſtgeſchnittenen Schmuckes. 

Ich erſuche Sie, unverzüglich einen Ihrer hauptamtlichen Lehrer zu bezeichnen, welcher 
Schriftunterricht erteilt oder geeignet iſt, demmächft ſolchen zu erteilen und der an dem 
erwähnten Schriftkurſus teilnehmen will. Sollten hauptamtliche Lehrer für den Schrift 
unterricht nicht in Frage kommen, ſo ſtelle ich auheim, nebeuamtlich beſchäftigte Lehrer zu 
benennen, wobei anzugeben ſein wird, was ſie in ihrem Hauptberufe ſind, wie lange ſie an 
der Schule tätig ſind, und wieviel Wochenſtunden ſie an der Anſtalt erteilen 

Den Teilnehmern wird die Rückfahrkarte II. Klaſſe vergütet und für die Dauer des 
Kurſus einſchließlich der Reiſetage ein Tagegeld von 10 M aus Staatsmitteln gewährt 
werden. Zur Deckung der Stellvertretungskoſten können beſondere ſtaatliche Mittel nicht 
bereitgeſtellt werden; ſolche ſind, ſoweit ſie überhaupt erwachſen, entweder aus den ver⸗ 
fügbaren Mitteln des Anſtaltsetats oder aus den von der Gemeinde zu bewilligenden 
Mitteln zu beſtreiten. Wegen der Vertretung verweiſe ich im übrigen auf den Erlaß vom 
15. Januar 1902 (M Bl. S. 47). 

Ich erſuche Sie, den Bericht, der auf dem Inſtanzenweg einzureichen iſt, To zu be— 
ſchleunigen, daß er ſpäteſtens am 15. April d. Is. hier eingeht. Sofern ein geeigneter 
Lehrer nicht bezeichnet werden kann, iſt Fehlanzeige zu erſtatten. 

Ob eine Berückſichtigung des für den Kurſus vorgeſchlagenen Lehrers eintreten kann, 
muß der demnächſtigen Entſcheidung vorbehalten bleiben. Vielleicht wird es indes möglich 
ſein, bei etwaiger Nichtberückſichtigung den betreffenden Lehrer zu einem ſpäter zu wieder⸗ 
holenden Kurſus zu berufen. 

Im Auftrage. 
IIIb 2236. Neuhaus. 


An die Direktionen der beteiligten Kunſtgewerbe-, Handwerker- und ähnlichen Fachſchulen. 


Carl Heymanns Verlag in Berlin W. — Gedruckt bei Julius Sittenfelr in Berlin W. 


